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I. Überblick über politische Fragen und 
Entwicklungen 

Eine neue Dynamik erfasste den Eiiroparat im eisten Halb- 
jalu’ 2010: Nkht-EU-Mitgheder stellten das Etüiningstiio 
Generalsekietäi’ (Thoibjom Jagland/Nomegeii), Vorsitz 
ini Ministeikomitee {Außemuiiiisterin Michehne Cahny- 
Rey/Schweiz, ab Mai: Außenminister Antonio Milo^ski/ 
Ehemahge jugoslawische Republik Mazedonien) tuid 
Vorsitz der Parlamentarischen Versammlung {Mevlüt 
^a\n§oglu/Türkei). Der erstmalige Vorsitz in der Paiia- 
inentarischeii Versammltmg seit dem türkischen Beitritt 
zuin Euioparat 1949 müde in der Ttiikei als Erfolg der 
türkischen eiuopapolitischeii Ambitionen geweitet. 

Die Schweipiuikte des sechsmonatigen schweizerischen 
Ministerkomitee-Vorsitzes (November 2009 bis Mai 
2010) waren die Stärkimg des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte (EGMR) und die Refoim des Euro- 
parats mit Bhck auf dessen Kemkompetenzen Menschen- 
rechte, Demokiatie imd Rechtsstaat. Bei der Konferenz in 
hiterlaken (18./19. Febniar 2010) mirde auf Minister- 
ebene eine Erklärung im Konsens angenommen. Sie setzt 
verbindliche Maßstäbe füi’ die nachhaltige Stärkung des 
EGMR durch konkrete kiuz-, mittel- und langfiistige 
Maßnahmen in einem Aktionsplan mit klaien ZeitV'Orga- 
ben und dui ch ein robustes intergouveinementales hiiple- 
mentieinngsgremium. Russland hinterlegte am Rande der 
Konferenz seine Ratifizienmgsiukimde ziun Zusatzproto- 
koll 14 zur Eiuopäischen Menschemechtskonvention 
(EMRK), das somit am 1. Jiuii 2010 in Kiaft heten 
koimte. Die diuch den Vertrag von Lissabon und Pioto- 
koll 14 eröffnete Perspektive des Beitritts der Eiuopäi- 
schen Union (EU) zui’ EMRK und damit zu dessen hnple- 
mentieiungsmechanismus einsclüießlich des EGMR wixd 
die Autorität des EGMR zusätzlich stäiken imd dessen 
Rolle als fm alle Büiger offenes luid flu alle eiuopäischen 
Staaten verbindlich entscheidendes Menschem echtsorgan 
auf Dauer sichern helfen. 

Die Schaffung eines einheitlichen gesamteiuopäischen 
Rechtsraimis im Bereich der Menscheiuechte imd Demo- 
kiatie ist auch ein wichtiges Ziel der umfassenden Re- 
form des Eui’oparats, die Generalsekietäi’ (GS) Jagland 
seit seinem Amtsantiitt im Oktober 2009 konsequent vo- 
ranbringt. Hauptziel der Refonnmaßnahmen ist es, die 
pohtische Relevanz imd Sichtbarkeit des Eiuoparats zu 
verbessem und sein eigenständiges Profil im Kontext der 
mtemationalen Akteme m Europa zu schärfen. Die Maß- 
nalmien reichen von Umstmktoienmgen im Sekietariat 
imd in der Außenvertretmig der Organisation, Neukonzi- 
pienmg der Haushalts- luid Projektplanung, Eindämmimg 
der Personalkosten bis ziu Fokussienmg der Projektaibeit 
auf die Kemkompetenzen des Euioparats. Das Minister- 
komitee des Eiuoparats wfirdigte am 11. Mai 2010 in 
Stiaßbiug die Refoimagenda des GS ebenso wie die Re- 
form des EGMR luid die Perspektive des EU-Beiüitts ziu 
EMRK. 

Der Menschemechtskommissai’ des Eiuopaiats, Tliomas 
Hammarberg (Schw^eden), setzte sein Engagement ziu 
Vei’bessenmg der Menschemechtslage in Eiuopa fort. Im 
georgisch-mssischen Konfliktgebiet blieb er der einzige 


internationale Akteiu’ mit fieiem Zugang zu allen Regio- 
nen luid allen Verantooi’timgsü’ägem. Sein „Sechs- 
Punkte-Programm“ zum dringendsten Handlungsbedarf 
zugimsten der ZivilbevöLkenmg - Flüchtlingsnickkelu, 
Vemiisste/Kiiegsgefangene, Minemäumung, himianitäie 
Hilfe, Ki’iminalitätsbekämpfimg - blieb weiteiliin Richt- 
schniu semer Aktivitäten. 

Neue pohtische Initiativen zum Georgien-Russland-Kon- 
flikt gab es im Berichtszeitraum nicht. Die im Eebiuar 
2009 beschlossene tumusgemäße Berichterstattiuig fo- 
kussierte GS Jagland sUikt auf die den Euiopaiat betref- 
fenden Aspekte. 

II. Generalsekretär 

GS Jagland hatte bereits kurz nach seiner Amtseinfiihnuig 
am 1 . Oktober 2009 diu ch Be suche in Brüssel luid Moskau 
sichtbare Zeichen flu sein Ziel gesetzt, den Europarat als 
älteste gesamteiu’opäische Staatenorganisation politisch 
relevanter auszurichten imd ihm eine aktivere Rolle in der 
Ai’chitektui’ der eiuopäischen histitutionen zu verschaffen. 
Bei seinem Antiittsbesuch in Berlin am 19. Januar 201 0 si- 
cherte ihm Biuidesaußemninister Westemelle volle Unter- 
stützimg für sein Bestreben zu, den Euiopaiat in einer 
lunfassenden Refoim auf die Kemkompetenzen Men- 
scheiuechte, Demokratie imd Rechtsstaat zu konzentiie- 
ren. Der Eiuoparat müsse liieizu „fokussierter, flexibler 
imd wettbeweibsbewmsteP' agieren luid Synergien mit 
anderen internationalen Akteiuen, insbesondere EU imd 
OSZE, nutzen. Auch Bundesjustizministerin Sabine 
Leutheusser-Sclmairenberger, der Chef des Bimdeskanz- 
leramts Biuidesminister Roland Pofalla luid dei’ Leiter der 
deutschen Delegation bei der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Eiuoparats, MdB Joachim Hörster, versi- 
cherten Jagland der vollen Unterstützung Deutschlands. 

GS Jagland verfolgt seine umfassende Reformagenda, die 
über die gesamte füiiQähiige Amtszeit angelegt ist, kon- 
sequent und mit klarem Blick fiir das Machbare, gestützt 
auf ein kompetentes Team. Dank der von ilim eingeführ- 
ten Kultiu imifassender Konsultationen mit allen Mit- 
gliedstaaten sowie Rückkopplung mit eifaluenen Sekreta- 
riatsmitarbeitem komite er breite Akzeptanz flu seine 
teilweise giavierenden Neuenmgen sichern. 

hii Juni vemiittelte Jagland zwischen den Stieitparteien 
des langwierigen Verfassungskonflikts in der Republik 
Moldau. Ende Jiuii besuchte er Tifhs und infonnieite sich 
über die aktuelle Lage im Georgien-Russland-Konflikt. 

III. Ministerkomitee 

1. Vorsitze und Themen 

a) Vom 18. November 2009 bis zum 11. Mai 2010 hatte 
die Schweiz den Vorsitz im Ministerkomitee imie. 

Piioritäten des schweizerischen Vorsitzes waren 

- Gar antie der Menscheiuechte imd des Rechtsstaats 

- Stäi’kiuig demokratischer’ Institutionen sowie 

- Stärkung der Transparenz und Effizienz des Eiuoparats. 
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Damit bekamite sich die Schweiz zm' strikten Fokiissie- 
nmg auf die Kemkompetenzen der Organisation sowie 
auf deren iiberßillige umfassende Refomi. Sie lag damit 
auf derselben Linie wie GS Jagland, der mit G^aid 
Stoudmaim einen profilierten schweizerischen Diploma- 
ten zu seinem Sonderberater für die Reform bestellte. 

Neben der erfolgieichen „Interlaken-Konferenz'* zm 
nachhaltigen Refoiin des EGMR organisieite die Schweiz 
vom 3. bis 4. Mai 2010 in St. Gallen eine Konferenz zu 
„Demokiatie und Dezenüaüsienmg'*. Politisch engagierte 
sich Außenministerin Calmy-Rey insbesondere gegen- 
über Bosnien-Herzegowina, wo sie sich bei einem Be- 
such Ende April flu die Umsetzung des EGMR-Uiteils 
ziu verfassimgsrechthchen Gleichstellung nationaler 
Minderheiten („Sejdic and Finci'*-Fall) einsetzte. Gegen- 
über der Republik Belarus erneuerte sie - angesichts 
ZTA^eier Himichtungen - die Fordemng des Europarats 
nach Abschafhuig der Todesstrafe. 

b) Bei der jährlichen Ministerkonferenz am 1 1 . Mai 2010 
übemalun die Ehemalige jugoslawische Republik Maze- 
donien den sechsmonatigen Vorsitz mit den erklärten Pii- 
oritäten 

- Stärkiuig der Menscheiuechte 

- Verbesseinng der hitegiation luiter Respektiemng der 
Vielfalt sowie 

- Teilhabe der Jugend. 

hl diese Vorsitzzeit fiel das hikiafttreten des Piotokolls 14 
ziu EMRK am 1. Juni 2010. Politisch war der Vorsitz für 
die Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien be- 
deutsam, weil das Land erstmals eine herausragende 
Funktion im internationalen Ralmien bekleidete. Ur- 
spiüngliche Befürchtungen, der mazedonisch- griechi- 
sche Namens süeit köime die Vorsitzaibeit belasten, be- 
wahiheiteten sich Dank der Zurückhaltung beider Seiten 
nicht. 

Als Erfolg müde die fünfte „Sommeruniversität ftu De- 
mokratie“ Ende Jmii gesehen. Sie vereinte etwu 600 Teil- 
nelimer aus den 15 vom Eiuoparat imd der Europäischen 
Kommission luiterstützten Schulen für Pohtische Studien 
in Osteuropa, Südosteiuopa mid in der Kaukasus-Region 
zmn Diema „Globale Heraus fordeiungen der Demokra- 
tie“. 

2. Haushalt 

Der am 25. November 2009 beschlossene Haushalt fiii- 
das Jahi’ 2010 beläuft sich auf 211,03 Mio, Euro (Kem- 
haushalt, ohne Teilabkommen), basierend auf dem 
Gnmdsatz des realen Nullwachstums des Beitrags der 
47 Mitgliedstaaten. Die Steigerung gegenüber dem Vor- 
jahieshaushalt (205 Mio. Emo) hält sich mit 2,9 Prozent 
im Rahmen der maßgeblichen Inflationsrate. Der deut- 
sche Anteil am Kernhaushalt beträgt knapp 11,8 Prozent 
bzw^ 24,9 Mio. Emo, im \bijahr’ behef er sich auf 
24,43 Mio. Euro. Zusätzlich leistet Deutschland knapp 
10 Mio. Euro im Ralmien von Teilabkommen des Euro- 
parats (Venedig-Kommission, Entwicklungsbank des 
Europarats (CEB), Pharmacopee, Pompidougiuppe, Kor- 


mptionsbekärnpftmg (GRECO), Eurimages, Sprachzentium 
Graz, Nord- Süd Zentrum, Audio\isueIle hiformatiorisstelle 
sowie zmn Jugendfonds imd zum Perisionsfonds). 

Auf Vorschlag von GS Jagland wwden lineare Einsparun- 
gen mn 2,5 Pr ozent in den \brwultungshaushalten des Se- 
kretariats, des Kongresses der Gemeinden imd Regionen, 
der Parlamentarischen Versammlrmg, des EGMR sowie 
des Menschemechtskonirnissars beschlossen, um das von 
fast allen Mitgliedstaaten ver folgte Ziel des realen NuU- 
wachstmns zu eneichen. 

IV. Parlamentarische Versammlung 

hii Berichtszeitraum tagte die Parlamentarische Ver- 
sammlung (PV) in drei Sitzmigswochen: 

Winter sitzung, 25* Ms 29* Januar 2010 

Erstmals wmde mit Mevlüt (^a\u^oglu ein türkischer Ab- 
geordneter zum Präsidenten der PV gewühlt. 

Aufgrund des dmch die Bundestagswahlen bedingten 
personellen Wechsels in der deutschen Delegation wuren 
am ersten Tag der Sitzung 30 Bundestagsabgeordnete 
(Delegationsmitgliederder 16. luid 17. Wahlperiode) an- 
wesend. Die neue deutsche Delegation in der PV winde 
am 25. Januar 2010 akkreditiert. Hu gehören 18 Abgeord- 
nete an (7 CDU/CSU, 4 SPD, 3 FDP, 2 BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNE, 2 DIE LINKE). Sie wird wie bisher geleitet 
von MdB Hörster (CDU/CSU). Neuer Stellvertretender 
Delegationsleiter ist MdB Christoph Strässer (SPD). MdB 
Holger Haibach (CDU/CSU) winde als einziger Abgeord- 
neter Deutschlands zum Leiter einer der 10 PV- Ausschüsse 
gewählt. 

In den politischen Debatten wurden u. a. folgende The- 
men erörtert: 

- die Lage rehgiöser Minderheiten in der Türkei imd 
Griechenland. Die PV forderte beide Länder auf, bis 
Anfang 2011 über konkrete Schritte zur Veibessenmg 
der Lage ihr er jeweiligen religiösen Minderheiten Be- 
richt zu erstatten. 

- das Funktionieren demokratischer histitutionen hi 
Bosnien-Herzegowina mit der Auffordeiung, das 
EGMR-Uiteil zur verfassungsrechtlichen Gleichbe- 
handlimg nationaler Minderheiten umzusetzen. 

- die Lage in Haiti nach dem Erdbeben mit der Forde- 
rung nach schneller hmnanitärer Hilfe. 

Besondere mediale Aufmerksamkeit enegte die Befas- 
siuig der PV mit dem Diema Transparenz im Umgang mit 
der „H INI -Pandemie“ in Form einer öffentlichen Anliö- 
nmg, die maßgeblich vom ehern. MdB Wodarg angeregt 
worden war, luid in deren Verlauf der Weltgesimdheitsor- 
gariisation (WHO) luid der Pharmaindustrie schwere Ver- 
säiunnisse und Interessenskonflikte voigeworferi wurden. 

Frühjahrssitzung, 26* bis 30* April 2010 

Ein herausragendes Ereignis war eine Dringlichkeits- 
debatte zu Belarus, bei der eine Entschließimg verab- 
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schiedet \\iirde. In Reaktion auf eine Verschlechtenuig 
der politischen Lage in Belams mid neue Hinrichtungen 
beschloss die PV darin ein Einhieien hochiangiger Kon- 
takte mit Parlament und Regiening in Belams. 

Nach über zTA^eijähriger kontroverser Behandlung verab- 
schiedete die PV auch eine wegweisende Entschheßiuig 
tmd Empfelüung zu Diskriininienuig aufgnuid sexueller 
Orientienmg imd Geschlechtsidentität. Es handelt sich 
dabei um den umfassendsten pohtischen Fordenmgskata- 
log, den der Europarat zu HoniosexueUenfiagen bisher 
verabscliiedet hat, allerdings unter Verzicht auf eine Auf- 
fordenmg zu weitergehenden Adoptionsrechten füi’ Les- 
ben, Schwirle, Bisexuelle und Transgender (LGBT). 

Sommersitzung, 21. bis 25. Juni 2010 

Fiii’ Deutsclüand wichtigstes Ergebnis war die Wahl von 
Piof. Dr. Angelika Nussberger zur deutschen Richterin 
am EGMR. Ihie neimjähiige Amtszeit begaim am 
1. Januar 2011. 

hl der Aussprache zu „Rechtsbehelfen gegen Menschen- 
rechtsverletzungen ini Nordkaukasus“ wurde erstmals 
eine Resolution zui' Lage in Tschetschenien, Inguschetien 
imd Dagestan olme Gegenstimmen luid damit ohne Wi- 
derstand Russlands angenommen. In der Resolution wild 
Russland aufgefordeit, Menschenrechte und Rechts - 
staatspiinzipien bei der TeiTorismusbekämpfiuig zu be- 
achten und Ulteile des EGMR vollständig umzusetzen. 

Die PV forderte zudem ein stärkeres Engagement des 
Europaiats in der Republik Kosovo, um Verbessenmgen 
bei Menschemechten, Rechtsstaat luid Demokiatie zu er- 
reichen. Auch w^emi die Statusfiage Kosovos im Europa- 
rat zimächst ausgeklanmieit bleibt, beschloss die PV, ei- 
nen Dialog mit den gewälüten Vertretern der pohtischen 
Klüfte in Kosovo aufeimehmen. Auch dem Sekretariat 
des Eiuoparats wird nahegelegt, Kontakte mit Kosovo auf 
allen Ebenen zu suchen. Damit setzt sich ein Trend zur 
stärkeren Einbeziehung Kosovos fort. 

hl einer Debatte zu ,4slam, Islamismus und Islamopho- 
bie“ sprach sich die PV gegen ein generelles Verbot des 
Tragens von Bmka, Niqab oder anderer religiöser Klei- 
dimgsstücke aus. Zugleich wmrde gefordert, dass auch 
kein Zw^ang von Volksgmppen oder Famihen auf Frauen 
zmn Tragen entsprechender Attiibute ausgeübt werden 
düi’fe. Die Schweiz wnide aufgemfen, das durch Volksab- 
stiiimimig beschlossene Verbot der Errichtiuig von Mina- 
retten zu widemifen. Der als Eluengast geladene Hoch- 
rangige Veitieter des Genera Isekietäis der Vereinten 
Nationen für die Allianz der Zivilisationen (AoC), Jorge 
Sampaio, sprach sich für eine engere Zusammenarbeit 
zwischen AoC luid dem Euioparat aus. 

hl Fortsetzimg der in der Wintersitziuig begonnenen De- 
batte ziun „Umgang mit der HIN 1 -Pandemie: inehi' 
TransparenzbedaiT ' kiitisieite die PV nahezu einhellig die 
Politik der WHO, eiuopäischer imd nationaler Gesiuid- 
heitsbehörden bei der Bekämpftmg der Schweinegrippe. 
Beeinflusst von Beratern aus der Pharmaindustrie habe 


die WHO ungerechtfertigteiw^eise die Schw^einegrippe als 
Pandemie klassifiziert imd damit eine gigantische Mittel- 
verschwendimg herbeigefiihrt. 

MdB Marlene Rupprecht (SPD) wnrde ziu Berichterstat- 
terin füi' das Diema „Kindesmisshandlung in Einrichtun- 
gen: Sicherstelliuig eines umfassenden Opferschutzes“ 
gewählt. Hierzu fand am 22. Jimi 2010 eine PV-Aiihönmg 
statt, an der als Expertin die Missbrauclisbeauftiagte der 
Bundesregieinng, Bmidesministeiin a. D. Di’. Cluistine 
Bergmami, teünahm. 

V. Europäischer Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) 

Konferenz von Interlaken 

Wichtigstes Eieignis im Beiichtszeitraum w^ar die Konfe- 
renz der Justizminister zur Verbessenmg des Menschen- 
rechtsschutzes in Europa vom 18. bis 19. Febniar 2010. Sie 
wwde von fast allen Mitghedstaaten des Europarats auf 
Ministerebene wahrgenommen, für Deutschland nahm Bim- 
desjustizministeiin Leutheussei-Sclniaiienbeigei’ teil. Die 
Konferenz verständigte sich auf ein Abschlussdokument 
imd einen Aktionsplan, der primäi’ die Entlastimg des 
EGMR zum Ziel hat, aber in einigen Rmkten — etwa der 
Umsetziuig von EGMR-Uiteilen oder in der stäikeien Be- 
tonimg nationaler Verantwortung bei dei’ Emhaltung der 
Menschemechte - auch über die mittelftistigen Ziele hi- 
nausweist. Die vorgesehenen Maßnalmien richten sich an 
die Mitgliedstaaten selbst, abei’ auch an die wesenthchen 
Akteuie des Euiopaiats: GS, PV, Ministerkomitee imd den 
EGMR. Das Mmisterkomitee hat den Lenkungsausschuss 
Menschemechte (CDDH) - unter Vorsitz von Frau 
Dl’. Almut Wittling-Vogel (BMJ) - mit der Umsetzimg be- 
auftiagt. Ziel ist es, Maßnahmen, die sich imierhalb des be- 
stehenden Regelw^erks umsetzen lassen, bis Ende 2011 zu 
vereinbaren. MaßnalimeiL die eine Ändenmg der EMRK 
erfordeiii, sollen bis 2012 verabscliiedet werden. 

Zimi Konferenzauftakt hatte Russland nach mehieren 
Jahien des Zögerns die Ratifizienmg von Zusatzproto- 
koll 14 zui’ EMRK medienwirksam vollzogen. Die im Zu- 
satzprotokoll vorgesehenen vereinfachten Prozeduien zur 
Verfahi ensbeschleunigung vor dem EGMR köimeii somit 
seit 1. Juni 2010 füi’ alle Mitghedstaaten Aiwendung fin- 
den. 

EU-Beiti itt zur EMRK 

Zusatzprotokoll 14 schafft auch die rechthche Ginndlage 
auf Seiten des Eiuopai ats zum Beitritt der EU zur EMRK. 
Die EU-Mitghedstaaten verständigten sich auf ein Ver- 
handlmigsmandat fiu die Eiuopäische Kommission. Der 
Europarat beaufüagte den CDDH mit der Verhandhmgs- 
fühiimg, so dass erste Text\"erhandlungen bereits am 
7. Juli 2010 begimien komiten. Politisch untei’strichen 
waude die Bedeutimg dieses Verhandhmgsbeginns diuch 
eine Rede von EU- Justizkommissarin Viviane Reding vor 
dem Mmisterkomitee. 
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Wahl der deutschen Richtei in für den EGMR 

Aiii 22. Juni 2010 wälüte die PV aus einer von der Bun- 
de sregienmg voigelegten Liste von drei Kandidaten die 
Völkerrechtspiofessoiin der Universität Köln und Direk- 
torin des Instituts für Osteuroparecht Angelika Nussberger 
zm Richterni füi' Deutsclüand beim EGMR. Mit 113 von 
210 abgegebenen Sthnmen erreichte Frau Nussberger be- 
reits hii ersten Walilgang die notoendige absolute Mehi- 
heit. Vorausgegangen war’ ein Auswahlverfahien in 
Deutschland, bei dem die Stelle erstmals öffentlich aiisge- 
schiieben worden war’. 

Urteile gegen Deutschland 

M {Nk 19359/04) 

Nachdem der Antrag der Bimdesregienuig auf Verwei- 
simg der Sache an die Große Kammer am 10. Mai 2010 
vom Gerichtshof übenaschend abgelehnt wwde, ist das 
einstimmige Urteil der Kammer vom 17. Dezember 2009 
rechtskräftig geworden, hi dem Uiteü befand der EGMR, 
dass die nachträghche Verlängerung der Sicherungsver- 
walmmg eines Straftäters über die zur Tatzeit zulässige 
Höchstdauer von 10 Jahieii hinaus das Recht auf Freiheit 
(Artikel 5 EMRK) verletze tmd gegen den Giundsatz 
,Jieine Shafe olme Gesetz“ (Aitikel 7 EMRK) verstoße. 

Dies betrifft Straftäter, die ihie Taten vor der Ändenmg 
des Strafgesetzbuches 1998 — Atifliebiuig der Höchstfiist 
von 10 Jahieii - begangen haben. Seither wird Siche- 
nrngsveiwahinng nicht melir zeitlich beftistet verhängt. 
Der EGMR betonte in seinem Urteil, dass die Anordniuig 
der Sichemngsvemalinmg eine ffeiheitsentziehende 
Strafe darstelle, die ziun einen niu bei Vorhegen eines 
ausreichenden Kausalzusammenhangs zwischen Venutei- 
hmg tmd Unterbringiuig in der Sichenmgs Verwahrung ge- 
rechtfertigt sei mid zum anderen dem Rückwirkungsver- 
bot tmterliege. 

Vom Urteil des EGMR sind mehi’ als 100 weitere ver- 
gleichbare Fälle betroffen. Das Urteil hat verstärkte Auf- 
merksamkeit erhalten, da die befürchtete Freilasstmg von 
„Schw^erstV'erbrechem” auf wenig Verständnis in der 
deutschen Öffentlichkeit stößt. 

G (Nr. 229 78/05) 

hl emer mit Spamimig erwarteten Entscheidiuig zmn Fol- 
teiverbot befand die Große Kanmier des EGMR am 
1. Jtmi 2010, dass die Gew^altandiohiuig gegen den mut- 
maßhchen Kindesentführer G diuch die Polizei im Ver- 
hör eine konventionswidrige mmienschliche Behandltmg 
darstelle (Aitikel 3 EMRK), aber’ keine Auswhkiuig auf 
die Fairness des Stiafferfaluens (Aitikel 6 EMRK) hatte. 

Der Beschwerdefüluer klagte, dass er von der Polizei 
diu’ch Androhiuig von Misshandlimgen gezwnuigen wor- 
den sei, den Aufenthaltsort von J., dem jüngsten Sohn ei- 
ner bekannten Bankiersfamihe aus Frankfurt am Main, 
preiszugeben, luid dass das anschheßend gegen ihn ge- 
fühlte Straff erfahren nicht fah gewiesen sei. 


Der Gerichtshof befand, dass die lumiittelbaren Ehohun- 
gen gegen den Beschwerdefühler im vorhegenden Fall 
mit der Absicht, hifoimationen zu erpressen, schwerwie- 
gend genug w^aren, um als unmenschhche Behandlung im 
Siime von Artikel 3 EMRK zu gelten, wertete sie aber 
nicht als Folter. Der Gerichtshof w^ar überzeugt, dass die 
deutschen Gerichte, so’w^ohl iin Straff erfahren gegen den 
Beschwerdefühler als auch in demjenigen gegen die Poli- 
zeibeamten, ausditickhch luid emdeutig aneikamit hatten, 
dass die Behandhmg des Besclmerdeführers bei seinem 
Verhör gegen Atikel 3 EMRK verstoßen hatte. 

Er stellte jedoch fest, dass die der Nötigung im Amt bzw^ 
Verleitung eines Untergebenen zur Nötigung im Amt für 
schuldig befimdenen Polizeibeamten iiiu’ zu sein- geringen 
Geldstrafen auf Bewährung veruiteilt w^orden w^aren. Er 
erwog, dass die Bestrafimg der Polizeibeamten nicht den 
notw^endigen Abschieckurigseffekt hatte, um vergleichba- 
ren Konventionsverletzungen vorzubeugen. Zudem gab 
die Tatsache, dass einer der Beamten später ztun Leiter 
einer Dienststelle eniamit w^orden w^ar’, Aüass zu grundle- 
genden Zw^eifehi, ob die Behörden angemessen auf den 
Emst der Lage angesichts einer Verletzimg von Artikel 3 
EMRK reagiert hatten. 

Angesichts der Dauer des noch immer anhängigen Amts- 
haftiuigsverfahiens luid den damit verbundenen Zweifeln 
an der Effizienz des Amtshaftungsverfaluens war der Ge- 
richtshof der Auffasstmg, dass die deutschen Behörden 
dem Beschw^erdeftihrer keine ausreichende Abhilfe für 
seine konventionswidrige Behandhmg gewährt hatten. 

B. (Nr. 22051/07) 

Die Klage eines Beamten, der acht Jahie lang auf Erstat- 
timg von 7,99 Euro füi’ Magnesiumtabletten geklagt hatte, 
winde vom EGMR wegen „Missbrauchs des Beschwer- 
derechts“ zmllckgewiesen. Nach Durchlaufen des gesam- 
ten deutschen Instanzenweges w^ar der Beamte wegen an- 
geblich überlanger Verfahrensdauer nach Straßburg 
gezogen. 

Die Straßburger Richter begi’ündeten den Missbrauchs- 
voiwwf tmter anderem damit, dass es sich bei den Tablet- 
ten für 7,99 Euro mcht um ein Medikament sondern um 
ein Nahrungsergänziuigsmittel handelte imd der Beamte 
damals über ein Ehikommen von mehi’ als 4 500 Euro im 
Monat veifügt habe mid in geordneten finanziellen Ver- 
hältnissen lebte. Die Klage sei damit unzulässig, entschie- 
den die sieben Richter ehistinunig. 

Zudem sei der Geiichtshof mit emer großen Zahl von 
„schwerwiegenden“ Menscheinechtsproblemen beschäf- 
tigt. Bagatellverfahien wie in diesem Fall seien mit ein 
Gnmd für die Überlastimg des Gerichts mid für überlange 
Verfahien. 

Aus gewählte Veifahien gegen Diittstaaten 

AIS. und M. gegen das Vereinigte Königreich 

Am 2. Mälz 2010 entschied der EGMR in einem Kam- 
nienuteil, dass die Überstelhmg zweier in einem briti- 
schen Mihtärgefangnis im Irak iiüiaffierter hakischer 
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Süaft'erdächtiger an die hakischen Behörden gegen die 
EMRK verstieß. Der EGMR stellte eine Verletzung von 
Aitikel 3 (Verbot der Eolter und unniensclihcher Behand- 
hing), Aitikel 1 3 (Recht auf eine wirksame Beschwerde) 
und Aitikel 34 (Recht auf Indmdualbeschwerde) der 
EMRK fest. 

S.H. u. a. gegen Östefneich 

Der EGMR hielt am 1. April 2010 Eizell- und Sper- 
maspenden auch bei künstlichen Befinchtungen im Labor 
(hi-Vitio-Feitilisation) fm zulässig, wemi der beüoffene 
Mitgliedstaat ansonsten die künstliche Befinchtimg zu- 
lasse. Das Gericht sah in der östeireichischen Praxis eine 
Veiietzimg des Diskiiminiemngsverbots (Artikel 14 
EMRK) luid des Rechts auf Achtimg des Piivat- imd Ea- 
niilienlebens (Aitikel 8 EMRK). 

Zwei Paare hatten vor dem EGMR gegen das östeireichi- 
sche Verbot von Spenna- mid Eizellspenden bei der hi- 
Vitro-Eertihsation geklagt, weil sie sich angesichts der in 
Österreich zugelassenen Befiiichtimg mit gespendeten 
Spermien in der Gebäimutter hinsichtlich der ErfLÜhmg 
ihres KindeiwTinsches diskriminieit sahen. 

hii Licht diesei’ Entscheidung ist auch der deutsche Ge- 
setzgeber aufgemfen, das Verbot der Eizellspende bei 
gleiclizeitiger Zulassung von Samenspenden im Embiyo- 
nenschutzgesetz zu überdenken. Zur Vermeidimg von 
Diskriminieinngen muss der Gesetzgeber sich entschei- 
den, ob er die künstliche Befhichtiuig insgesamt zulassen 
oder verbieten will. 

D. et al. gegen Türkei 

Der EGMR hat am 5. Mäiz 2010 die Klagen von insge- 
samt 17 Zyprioten wegen Enteigmmg in der Folge der 
nordzyprischen Besetzimg duich das türkische Müitär 
von 1974 abgewiesen. Die Entscheidiuig sieht vor, dass 
die Kläger sich zuerst an die 2005 eingerichtete Konüoll- 
konunission für unbewegliche Güter (IPC) wenden luid 
ihre Anspiüche dort geltend machen. Die IPC waude 
diu’ch die nordzyprischen Behörden eingerichtet luid 
diu’ch den EGMR mit der Entscheidung faktisch aner- 
kaimt. Im Süden der Insel vairde bisher keine vergleich- 
bare gerichthche Instanz zm Behandhuig von Eigentums- 
rechten geschaffen. 

Das Gericht wies die Beschwerden der Kläger zurück, 
wonach eine Parteilichkeit in den Entscheidiuigen des 
IPC gegeben ist imd Schadenersatzsunmien zu niedrig an- 
gesetzt werden. Der EGMR erachtete die Siunmen als an- 
gemessen imd überaus neutial bewertet und bescheinigte, 
dass im Rahmen des Übereinkommens über Eigentiuns- 
ffagen die IPC bisher’ über Eigentiunsrechte nach inteina- 
tionalen Rechtsmaßstäben entschieden hat. 

B., 0 . und 0 . et al gegen Türkei 

Der EGMR venuteilte am 20. April 2010 die Türkei so- 
wolil im Fall „B- und Ö.“ als auch im Fall „Ö. u. a.“ we- 
gen exzessiver Gewaltanwendung bei Polizei- bzw^ Mili- 
täreinsätzen, die drei Todesfälle zur Folge hatte. Das 


Gericht sah in dem türkischen \brgehen eine Verletzruig 
des Rechts auf Leben (Artikel 2 EMRK) rmd im zv^eiten 
Fall zusätzlich eine Verletzimg des Verbots von un- 
menschlicher und menschenun\i1irdiger Behandlung (Ar- 
tikel 3 EMRK). 

hii ersten Fall vauden zwei junge türkische Mäimer bei 
einer Pohzeh azzia gegen mutmaßliche Terroristen in ih- 
rem Häuserblock getötet. In dem anderen Fall wunde der 
Tat\^erdächtige bei emem Festnahmeversuch in seiner 
Wohninig dinch die Polizei zimäclist heftig geschlagen 
rmd getreten sowie dami durch Genickschuss getötet. Un- 
ter Benifiuig auf Artikel 2 EMRK reklamierten die Hiri- 
terbliebeneri der Opfer, dass die Gew^altanw^endimg nicht 
notw^eridig gewesen sei und die darauffolgenden Untersu- 
chungen hinsichthch der Todesfälle ineffektiv gewiesen 
seien, hii zweiten Fall machten die Antragsteller zusätz- 
lich eine Misshandlung ilnes Verw^andteri vor dessen Tod 
rmter Benifiing auf Arrikel 3 EMRK geltend. 

VI. Kongress der Gemeinden und Regionen 

Der Kongr ess der Gemeinden rmd Regionen (KGRE) als 
beratendes Organ des Europarats wälilte in seiner 
18. Plenartagrmg vom 17. bis 19. März 2010 den Öster- 
reicher Andreas Kiefer zu seinem Generalsekretär als 
Nachfolger des im Oktober 2009 in den Ruliestand getre- 
tenen Deutschen Uhich Bolmer. Zu den debattierten The- 
men zählten: 

- Menschenrechte auf kommunaler Ebene mit einer 
Rede des Oberbürgenneisters von Weimar, Stefan 
Wolf 

- Dir ekte Demokratie in der Schweiz: Berichterstatterin 
Marjan Haak-Griffioen (NLD) 

- Minderheiterisprachen: Berichterstatter MP Karl- 
Heinz-Lambertz (BEL/Eupen-Mahnedy) . 

Darüber hinaus wuirde eine breite Palette von Themen wde 
KlirnawandeL weltw^eite Finarizkrise, Minderheitenffageri 
rmd Diskriminierung behandelt. 

VII. Aus den einzelnen Aufgabengebieten 
des Europarats 

1 . Menschenrechtsfragen 

a) Europäische Kommission gegen 

Rassismus und Intoleranz (ECRI) 

Die Kommission setzte ihre Aufgabe fort, die Wirksam- 
keit der bereits ergr iffenen gesetzgeberischerL politischen 
rmd anderen Maßnalmren der Mitgliedstaaten des Europa- 
rats zur Bekämphmg von Rassismus, Fremdenfeindlich- 
keit, Antisemitismus rmd Intoleranz zu prüfen rmd zu be- 
werten. Da sich das Phänomen des Rassismus in den 
Mitghedstaaten sehr rmterschiedhch äußert, rmtersuchte 
die Kommission irn Ralimen ilu^s länderspezifischen An- 
satzes die einzehien Mitghedstaaten durch Kleingrtippen 
(Cormtiy-by-Cormtry-Ai’beit). hii ersten Halbjahi’ 2010 
wiude die vierte Berichtsnmde, die 2012 endet, mit Besu- 
chen in Bosiiien-Herzegowmra, Spanien, Armenien rmd 
Monaco fortgesetzt. 
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Aiii 12. Mai 2010 fand in Berlin in Kooperation init dem 
Deutschen Institut für’ Menschemechte ein Rrmder Tisch 
statt. Der Beauftragte der Bimdesregienuig fth Men- 
schenrechtspolitik und Humanitäre Hüfe, Markus 
Löning, eröffiiete die ^'eranstaltimg, bei der die Ergeb- 
nisse des vier’ten ECRI-Berichts über Deutschland (2009) 
erörtert win den. 

b) Antifolterausschuss (CPT) 

Der nach dem Europäischen Übereinkoinmen zm Veihü- 
timg von Folter und umnensclüicher oder erniedrigender 
Behandhmg oder Strafe errichtete Ausschuss hat im Be- 
richtszeitraum einer Vielzahl von Mitghedstaateri periodi- 
sche mid auch Ad-hoc-Besuche abgestattet, run die Be- 
haridhnig von Personen, denen die Freiheit entzogen ist, 
zu überprüfen luid darüber dem CPT Bericht zu erstatten. 

c) Expertengruppe Entwicklung der 
Menschenrechte (DH-DEV) 

hn November 2009 betraute der CDDH die Experteri- 
arbeits gruppe DH-DEV damit, eine Überarbeitimg des 
Handbuchs „Menschem echte und Umwelt“ zu prüfen. In 
ihrer 40. Sitzimg vorn 26. bis 28. April 2010 verständigte 
sich die DH-DEV darauf, dass sowohl die aktuelle Recht- 
sprechung des EGMR zu diesem Thema als auch Ent- 
scheidiuigeri des Europäischen Ausschusses fiu soziale 
Rechte eine Überarbeitung des Handbuchs erforderlich 
machen. Das Sekretariat wiude beauftragt, eine überar- 
beitete Version des Handbuchs vorzubereiten. 

d) Expertengruppe Schutz vor Diskriminie- 
rung wegen sexueller Orientierung und 
Geschlechtsidentität (DH-LGBT) 

Am 31. März 2010 verabscliiedete das Ministerkomitee 
des Eiuoparats die von der Arbeitsgruppe DH-LGBT aus- 
gearbeitete „Empfehlung an die Mtghedstaaten zm 
Bekärnpftuig von Diskriminierung wegen sexueller 
Oi’ientienuig imd Gesclilechtsidentität“ tmd nahm den er- 
läuternden Bericht ziu Kemitnis. Damit winde erstmals 
zwischen Staaten ein politisch verbindliches Dokiunent 
zm Nichtdiskrimhiierinig von Lesben, Schwulen, Bi- 
sexuellen und Transgendem (LGBT) im Konsens verab- 
schiedet. Es steht ein zwischenstaatliches Rechtsinstni- 
merit zur Verfügimg, w^elches konkrete Maßnalunen zm 
„Nicht-Diskriniinienmg von LGBT“ auflistet, deren Um- 
setzmig vom Ministerkomitee überw^acht werden soll. 
Eine mittelbare Bindungswiikung whd die Empfehlmig 
dadurch entfalten, dass die m ilu aufgeftihrten Standards 
bei den Überpriifimgen der Umsetzimg von Emoparats- 
Übereirikonunen künftig als Grundlage herangezogen 
werden. Hierzu zälüen neben den Urteilen des EGMR 
auch die Umsetziuigsberichte im Rahmen des Emopäi- 
schen Übereirikonunens zm Verhütmig von Folter rmd 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlmig oder 
Strafe, der Rahmenkonvention zum Schutz nationaler 
Minderheiten mid EC RI. D er Urnsetziuigsbericht ist von 
den Mitgliedstaaten drei Jahre nach der Amiahrne vorzu- 
legen. 


e) Datenschutz 

Der Beratende Ausschuss nach Artikel 18 des Europarats- 
Übereinkonunens zmn „Schutz des Menschen bei der 
automatischen Verarbeitung persorienbezogener Daten“ 
(T-PD) hat im Jmii 2010 den Entwurf einer ,3nipfehlrmg 
des Eiuoparats zum Schutz personenbezogener Daten bei 
Profüing-Anweridungen“ angenommen. Die Ministerbe- 
auftragten forderten auf ihrer Sitzung am 10. März 2010 
den T-PD auf, die Arbeit am Entwurf eines Zusatzproto- 
kolls zmn Übereinkormnen zu begirmeri. 

f) Minderheitenrechte 

Der Expertenausschuss des Eiuoparats zum Schutz natio- 
naler Minderheiten (DH-MESf) befasste sich in seiner 
1 1 . Sitzimg im Mai 2010 mit dem Problem der Verteilung 
öft'enthcher Mittel auf die Minderheitenorganisationen, 
einschließhch Piojektmittel. Grundlage ftir die Diskus- 
sion war eine vorangegangene Erhebung von Daten in 
den Mitghedstaaten mittels eines Fragebogens, hn Ergeb- 
nis verständigten sich die Mitglieder’ des Expertenaus- 
schusses darauf, bis zur 12. Sitzung im Jahi’ 2011 einen 
veränderten Fragebogen nebst überaibeiteter bzw^ ergänz- 
ter Beantw^oitimg dmch die Mitghedstaaten zur wieder en 
Erörtenmg vorzulegen. 

Der Expertenausschuss des Eiuoparats ftir Roma betref- 
fende Fragen (MG-S-ROM) behandelte in seiner Sitzimg 
im März 2010 Fragen der Teilliabe von Roma am Arbeits- 
leben, iluer Freizügigkeit, der Rückkelu nach Kosovo so- 
wie von Asylersuchen von Roma. 

2. Korruptionsbekämpfung 

Die Staatengiuppe gegen Korruption (GRECO) hielt im 
Mäi’z imd im Jiuii 2010 Plenai’sitzimgen ab. hi den Sit- 
zmigen wwden zw^ei Evaluienmgsberichte der kombi- 
nierten ersten imd zw^eiten Runde (Schweiz imd Öster- 
reich) imd vier Evaluiei’ungsberichte der dritten Rimde 
(Türkei, Ehemahge jugoslawische Republik Mazedoniern 
Griechenland imd Ungarn) verabschiedet. Außerdem 
wwden diei Folgeberichte der kombinierten ersten mid 
zweiten Runde (Aimenien, Serbien imd Türkei) sowie 
fünf Folgeberichte der zw^eiten Evaluienmgsnmde (Grie- 
chenland, Irland, Zypeiii, Tscheclüsche Republik imd Un- 
garn) angenommen. Fiu diese Länder wuuden damit die 
Piüfimgen in der jew-eihgen Evaluienmgsnmde abge- 
schlossen. 

3. Rechtliche Zusammenarbeit 

a) Grenzüberschreitende Steuer- 

hinterziehung 

Am 24. März 2010 beschloss das Ministerkomitee eine 
Aktuahsieiung des Übereinkonmiens zur Zusammen- 
arbeit in Steuerfiagen. Damit soll die Kooperation staatli- 
cher Stehen gegen Steuersünder erleichtert werden, um il- 
legale Geldexporte ziu Steuervxnneidimg ins Ausland 
effektiver zu bekämpfen. 


Drucksache 17/5987 


-8- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


b) Europäische Kommission für die 
Wirksamkeit der Justiz (CEPEJ) 

Die Kominission hat ini eisten Halbjalii’ 2010 keine Ple- 
iiaisitzuiig abgelialteii. Um die Aibeiten am Bericht über 
die Jiistizsysteme mit Stand 2008 absclüießen zu können, 
v^aude die Plenarsitzimg kurzfiistig auf September 2010 
verschoben. 

c) Bekämpfung der Internetkriminalität 

hn März 2010 fand die Octopus-hiterface-Konferenz des 
Europarats ziun Thema Compiiterkriminalität statt, hn 
Juni 2010 tagte die fünfte Veitiags Staatenkonferenz zum 
Übereinkommen des Enroparats über Computerkiiminah- 
tät. Deutschland nahm nach der Ratifikation des Überein- 
konmiens 2009 erstmahg als Mitghed teil. Diskutiert 
müden insbesondere die Einanzienmgsmöghchkeiten der 
Ai’beit des Komitees, die Möglichkeiten des gienzüber- 
schi eitenden Zugriffs auf Daten durch Ermittlungsbehör- 
den imd die inteniationale Zusammenarbeit zi;\dschen 
Staaten imd Privatanbietein, ebenso me die Verantw^ort- 
lichkeiten von hitemet-ServTce-Providem (ISPs). Weiter- 
hin v^airde erneut über die Möglichkeiten des Beitritts 
ziun Übereinkommen füi' Nichtmitgliedstaaten des Euro- 
parats gesprochen. Mit Ablauf ihr er Amtszeit trat die bis- 
herige Vorsitzende Betty Shave (USA) zmiick und müde 
diuch Mikko Künnapu (Estland) ersetzt. Eine Neuwahl 
fand auch für das 2009 neu eingerichtete Büro der Konfe- 
renz statt, in das die Veitreterin Deutschlands wiederge- 
wählt WTJi’de. 

d) Lenkungsausschuss Strafrecht (CDPC) 

Das Ministerkomitee des Euioparats verabschiedete am 
20. Januar 2010 die vom CDPC erarbeitete Empfehlimg 
über die Giimdsätze der Bewälmuigshilfe des Europaiats. 
Diese Gnmdsätze dienen als Leitfaden fiu die Schaffimg 
imd das reibungslose Funktionieren von Einrichtungen 
der Bewähiimgshilfe. Sie gelten auch füi' andere Oigani- 
sationen, die von diesen Grundsätzen erfasste Aufgaben 
wahiiiehmen, einschließlich anderer staatlicher Organisa- 
tionen, Nichtiegienmgsorganisationen und wiitschaftlich 
ausgerichteter histitutionen. 

e) Ausschuss für Familienexperten 
des Europarates (CJ-FA) 

Die Aibeitsgnippe „CJ-FA-GTS“, die sich mit der Erar- 
beitiuig eines neuen Rechtsinstmments zu den Rechten 
imd dem legalen Status von Kindern und elterlichen Ver- 
pflichtimgen befasst, tagte zv^^eimal im Berichtszeitr aum. 
Ziel der Gremienarbeit ist die Ausarbeitung einer entspre- 
chenden Eiuoparats-Empfehliuig. 

4. Sozial- und Gesundheitspolitik 

a) Soziale Kohäsion 

Die 23. Sitzimg des Lenkungsausschusses zur Sozialen 
Kohäsion (CDCS) fand vom 24. bis 25 . Februar 2010 in 
Straßburg statt. Themenschweipunkte waren die Revision 
der Europastiategie für Soziale Kohäsion luid die Ent- 


w4irfe zu einer Empfehlimg zur „Akthdenmg von 
Menschen, die extreme Armut erfahren“ sowie zu einer 
Ernpfelüimg zui’ „Verbessenuig der Situation von 
Niedrigeirikommerisbezieherii“. Der Ausschuss beschloss 
außerdem die Implernentienuig einer Ad-hoc-Beratimgs- 
gnippe fiu die Rechte von Kindern auf soziale Leistun- 
gen, in der Indikatoren fiii’ kinderfreiuidliche Leistungen 
bestimmt werden sollen. 

hn Rahmen der Arbeiten des „Experteriausschusses zur 
Förderung der Sozialen Mobilität“ fand feiner am 3. imd 
4 . März 2010 ein Studienaufenthalt ziA^eier Wissenschaff- 
1er aus England imd Dänemark imd einer Mitarbeiterin 
des Ausschusssekretariats m Berlin statt. Die Delegation 
fühlte hierbei Fachgespräche mit dem Deutschen histitut 
für Wirtschaftsforschimg sowie dem Wissenschaff szen- 
tium Berlin für Sozialforschimg. Außerdem imtenichte- 
ten sich die Experten an einer Schule in Berhn-Neukölhi 
über die Situation benachteiligter Schüler. 

b) Europäisches Direktorat für die Qualität 
von Arzneimitteln (EDQM) 

Ärzneimittellalschungen 

Das Komitee zur' Minimiening von Risiken für' die öffentli- 
che Gesimdlieit durch Arzneirnittelfalschung (CD-P-PH/ 
CMED) ffihrte vom 26. bis 27. Mai 2010 seine Beratun- 
gen über Trainingsmaßnahmen von Experten zum Thema 
„Bekämpfung von Aizneirnittelfalschimgen“ fort. Eine 
Abfrage bei den bisherigen Trainingsteihiehmem aus den 
Bereichen Zoll, Polizei und Arzneimittelzulassung ergab 
positive Rückäußeiimgen. Heivorgehoben wenden hierbei 
u. a. die Möglichkeit zum persördichen Austausch von 
Erfahnmgeri imd Informationen, das Erlernen spezieller 
Vorgeherisweiseri irn Ereignisfall imd die Schärfung des 
Problembewusstseiris. 

Blirttransfusion irnd Plasma pro dukte 

Zum Thema „Risikoverhalten mit Auswirkungen auf das 
Management von Blutspenden“ winde im Febniar 2010 
eine Expeitengrnppe (TS057) imter Beteiligung der Paiil- 
Elirlich- und Robert Koch-Institute eingesetzt. Die hiter- 
pretatiori der in der Richtlinie 2004/33/EG festgelegten 
Spenderauswahlkiiterien hinsichtlich des sexuellen Risi- 
koverhaltens w^ird in einzehien Mitghedstaaten unter- 
schiedlich gehandhabt. Dies hat nicht nin Implikationen 
für- die Bluttransfiisioneri zin Folge, es kömiten auch er- 
hebliche Probleme bei der Läridergrerizen übersclneiten- 
den Gewhmung und Verwendung von Plasma zin Frak- 
tionienmg als Ausgarigsrnaterial wichtiger Arzneimittel 
wie Gerimiimgsfaktoren oder Immunglobuline entstehen. 
Die Eiruichtimg der Arbeitsgruppe bei EDQM ermöglicht 
es, über die EU-Mitgliedstaaten hinaus weitere eiuopäi- 
sche Länder und internationale Beobachter-Staaten wie 
USA, Australien und Kanada in die Diskussion ehizube- 
ziehen. 

hn Mai 2010 legte EDQM als Beitrag zur Blutsicherheit 
imter Mitwiikimg deutscher Fachleute ein Programm zur- 
Qualitätssichei-img der Testimg auf Markei’ einer’ Viius- 
infektion im Blutspendewesen auf 
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c) Biomedizin 

Bei der iiii BerichtszeiUamu abgehaltenen halbjähiiichen 
Plenartagung des Lenkimgsausscbusses fiir Bioethik 
(CDBI) konnten die Aibeiten an di ei mnfangi eichen Pi o- 
jekteii weseiitbch voiangeniebeii weiden. Der erste Ent- 
wiwf eines Gi-ünbuchs zu Piediktivität, Geiitests und Ver- 
sicheningen, der von einei’ eigens hierfüi' eingeiichteten 
Expeitengmppe erarbeitet worden war, wwde den Dele- 
gierten voigestellt. Der Vorsitzende der Expeitengmppe 
„Biortiedizinische Forschung“ (CDBI-CO-Gr2) berich- 
tete über die Ergebnisse des Konsultationsprozesses zum 
Entoirf eines Leitfadens fiir Ethik-Konimissionen ini 
Forschungsberekh. Außerdem beschloss der CDBI die 
Einsetziuig einer multidisziplinären Arbeitsgmppe, die 
die Realisierbarkeit eines internationalen verbindlichen 
Rechtsinstinments zur Bekämpfimg des Handels mit Or- 
ganen, Geweben imd Zellen prüfen soll. 

d) Gleichstellung 

En Berichtszeitiaum fanden die vierte ruid fünfte Sitzimg 
des Ad-hoc-Ausschusses zm Erarbeitung eines Überein- 
konmiens zm Verhütung imd Bekämpfiuig der Gewalt ge- 
gen Frauen imd häuslicher Gewalt (CAHVtO) statt. In 
der vielten Sitzimg vom 22. bis 24. Febmar 2010 wurden 
die Artikel 28 bis 67 imd damit der restliche Teil des Kon- 
ventions entv^uufs in erster Lesung behandelt. Die ftinfte 
Sitzimg vom 29. Jmii bis 2. Juli 2010 brachte nach inten- 
siven Verhandhmgen den Durchbnich in Sachen Anwen- 
dimgsbereich des zukünftigen Übereinkommens. Des 
Weiteren T^wde die erste Lesung der Piäambel vorge- 
nonmien und die zweite Lesimg der Aitikel 1 bis 26 abge- 
schlossen. 

Am 24. imd 25. Mai 2010 fand in Baku die 7. Konferenz 
der für die Glekhstellung von Männern und Frauen ver- 
antiA^ortlichen Minister und Ministerimien des Europarats 
zum Thema „Schließung der Lücke zv^ischen de jiu e imd 
de facto Gleichstelhmg“ statt, hi der Konferenz wurden 
eine Resolution imd ein Aktionsplan als weiterer Schritt 
auf dem Weg zur de facto Gleichstellimg in den Mitglied- 
staaten verabschiedet. Dabei spielen u. a. die ausgewo- 
gene Beteiligimg von Frauen und Mäimem im pohtischen 
öffentlichen Leben, einschließhch der Entscheidimgs- 
positionen imd die Vereinbarkeit von Familie, Privatleben 
imd Arbeitsleben, die Vermeidung imd Bekämpfimg von 
geschlechtsbezogener Gewalt gegen Frauen imd die Be- 
kämpfimg von Melirfachdiskiiminiemng eine herausra- 
gende Rolle. 

5. Kommunal- und Regionalpolitik 

hii ersten Halbjahr 2010 hat sich der Lenkimgsausschuss 
für lokale imd regionale Demokiatie (CDLR) voiwiegend 
nut der Umsetzimg der’ Beschlüsse der ,dConferenz der füi' 
lokale imd regionale Demokratie zuständigen Ministei"“ 
(Kommimahnhüsterkonferenz) m Uhecht 2009 befasst 
imd hierzu füi' die Jahre 2010 bis 2013 ein Tätigkeitspro- 
gramm verabschiedet. Hervorzuheben ist in diesem Zu- 
sammenhang die Unterstützung des CDLR bei der Umset- 
zung der \brschläge von GS Jagland ziu Reform des 


Eui’oparats und seiner Gremien. Der CDLR forderte den 
GS auf, die im sog. , JGviiüemi-Bericht“ enthaltenen Re- 
foimvorschläge der Kommimahninisterkonferenz in sein 
Vorgehen einzubeziehen. Daiüber liinaus nahm er die bis- 
her eneichten Foitscliritte bei der Schaffimg emer Part- 
nerschaft zwischen der Kommimahnmisteikonferenz imd 
dem Ministerkomitee zur Keimtnis imd fasste den Be- 
schluss, die Modalitäten nut dem Ziel näher zu defuue- 
ren, detaihierte Regelungen einer Partnerschaft rechtzei- 
tig vor dem Mhüsteitieften des Europarats im Mai 2011 
zu erarbeiten. 

Die Abschlusserklänmg der Kommunahniiüsterkonfe- 
renz sieht u. a. die Überpiüfimg der Zusammenarbeit mit 
dem KGRE in vier Bereichen vor („Uüecht review^s“). 
Als w^eiteren Aspekt aus der Erldäiung von Utrecht bil- 
ligte der CDLR die Methodik für w^echs eiseitige Prüfun- 
gen (Peer Re\dews), die als neues histmment des gegen- 
seitigen Leinens iimerhalb des Eiuoparats gefördert 
werden imd künftig eine foimelle Aieikemiung erhalten 
sollten. Hierdur ch sollen Mitgliedstaaten m die Lage ver- 
setzt w^erdeiL sich mit Partnerländern zu bestimmten Pro- 
blembereichen ausemander zu setzen imd zu beraten. 

Zu den im Berichtszeitiaum behandelten Themen gehörte 
auch das in Uüecht gezeichnete „Zusatzprotokoll zur 
Europäischen Charta der lokalen Selbstverw^altung über 
das Recht zur’ Beteihgimg an den Angelegenheiten der 
koiimiimalen Verwaltimg“. Eine hierzu beschlossene Stel- 
limgnalime des CDLR, nach der die Mitghedstaaten der- 
zeit kein hiteresse an der Entwdcklimg eines weiteren Zu- 
satzprotokolls zur’ Eiu'opäischen Charta der’ kommimalen 
Selbst\"eiwaltimg haben, wwde vom Miiüsterkomitee ge- 
billigt. 

6. Sport (Anti-Doping sowie Sport und 
Gewalt) 

Die dopingpolitischen Aktivitäten in den Sitzimgen des 
Kooi’diruenmgsfoinms für die WADA (CAHAMA) imd 
der beobachtenden Begleitgmppe (Monitoring Group) 
des Eiuoparats-Übereinkommens gegen Doping sowde 
der Arbeitsgruppen zu rechtlichen imd wissenschaftlichen 
Fragestelhmgen waren vor allem geprägt von w^eiteren 
Beratimgen der Fragen, die Mitte 2009 nach der Ände- 
iimg des hitemationalen Datenschutzstandards (ISPP) der 
WADA im Zusammenliang mit der Kompatibilität mit 
eiuopäischem Datenschutzrecht noch offen geblieben wa- 
ren. 

Das Ergebnis der 2009 diuchgefühiten Evaluienmg der 
Umsetzung des Euioparats-Überehikoiimiens gegen Do- 
ping in Deutschland ist von der Monitoring Group im 
Mai 2010 angenommen w^orden. Deutsclüand w^ird darhi 
eine vollumfiinghche Umsetzimg der Konventionsbestim- 
rnimgen bescheinigt. 

Der Ständige Ausschuss ziun „Europäischen Übereinkom- 
men über Gewalttätigkeit imd Fehlverhalten von Zuschau- 
ern bei Sportveranstaltungen imd insbesondere bei Fuß- 
ballspielen“ beschäftigte sich auf seiner’ 30. Sitzimg am 
27./28. Mai 2010 im Wesenthchen mit der internationalen 
Konferenz zum Ulüas-Phänomen. Fenier’ winden u. a. eine 
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Empfelüimg zu Hospitahty-Gmndsätzen und eine Fan- 
Chaita besclüossen some best practices und die Koopera- 
tion mit EU, UEFA sowie weiteren Pailnem diskutieit. 

7. Jugend {CDEJ und CMJ) 

hn Mäi’z 2010 tagte der Jugendlenkimgsausschuss des 
Europaiats (CDEJ) im Eiuopäischen Jugendzentiiim in 
Straßbiirg. Schwerpunkt dieser Sitzimg war die Beratiuig 
über die nächste Jngendministerkonferenz, die auf 
Einladimg Russlands vom 24. bis 25. September 2012 in 
St. Petersbuig oder Moskau stattßnden soll. Thematisch 
soll sich die Konferenz mit dem Thema „Jugend im digi- 
talen ZeitalteP' auseinandersetzen. 

Ein weiteres Tliema war die Befassiuig mit der Vorlage 
einer Empfehlimg des Ministeirates zm Jugendinfoima- 
tion, die vom Ministerkomitee am 16. Juni 2010 verab- 
schiedet wurde imd eme entsprechende Empfehlimg aus 
dem Jalu 1990 aktualisiert und ergänzt. Die Empfehlimg 
müde in Zusaimnenaibeit mit der Europäischen Jugend- 
hifonnations- imd Jugendberatimgsagentur (ERYICA) er- 
stellt. 

Weiterhin beriet dei’ CDEJ über die Veranstaltungspla- 
nimg des Euiopäischen JugendWerkes. 

8. Bildung und Kultur 

a) Bildung (CDED, CDESR) 

hn Rahmen des neuen Aibeitsprogramms (2010 bis 2014) 
setzte der Eiuoparat seine projektorientieite Arbeit im 
Bereich Bildung fort. Schw^eipimkte des Aibeitspro- 
gramms sind Piojekte zu Demokiatie- und Menschen- 
rechtsei’ziehung, das Recht auf Quahtät in der Bildimg, 
mterkultiuelle Bildimg, Geschichtsunteiricht, Sprachen- 
fördenmg mit Blick auf soziale Eingliedenmg luid die 
Lehreifoitbildimg (Pestalozzi-Rogiamm). 

Der ganzheitliche Ansatz im neuen Bildiuigsprogaamm 
des Eiuoparats wairde auch von der 23. Eiuopäischen Er- 
ziehungsministerkonferenz des Europarats am 4./5. Juni 
2010 in Brdo (Slowenien) in einei’ gesonderten Resolu- 
tion gewTirdigt. Die Konferenz zum Thema „Bildiuig für 
eine nachhaltig demokia tische Gesellschaft: die Rolle der 
Lehrei-'' befasste sich mit der Bedeutimg von Bildung imd 
den Herausfordenmgen, denen sich der Lehi erbenif an- 
gesichts einer sich w^andehiden Gesellschaft und zimeh- 
mender sozialer und kultiueller Vielfalt, Migjation, 
demogiaphischen Verändenmgen imd steigender’ Armut 
gegenübersieht. Die Abschlusserklänuig der Konferenz 
zielte daher im Wesentlichen auf eine qualitative Verbes- 
senuig dei’ Aus- mid Weiterbildimg von Lehrkiäften in 
den 47 Mitgliedstaaten imd empEehlt, die Lehierbildimg 
an die sich wandelnden gesellschaftlichen Herausforde- 
nmgen anzupassen, hn Rahmen der Konferenzergebnisse 
erfiilu’ auch die im Ralmien des Lehierfortbildimgspro- 
giamms „Pestalozzi“ seit über 30 Jahien mit Baden- 
Württemberg bestehende imd auch durch das Auswärtige 
Amt geförderte Zusanmienarbeit in Form der Europa- 
seminare (Akademie Bad Wüdbad, voi’mals Donau- 


eschingen) eine besondere Wüidigimg seitens der Bil- 
dungsminister des Europarats. 

Mit Blick auf interkulturelle Bildimg und iluer Integra- 
tion in Schulcunicula wmd im Zeiüaiun 2010 bis 2014 
mit dem Piojekt „Interkultuielle Bildung imd Austausch“ 
ein Orientienmgsdokiunent zur Fördenmg interkultureller 
Kompetenzen im Primär- und Sekimdaibereich erarbeitet 
imd ein Europarats-Label zu interkultiueller Bildung für 
Schulen entwickelt. Diese Maßnahmen orientieren sich 
an den hn „Weißbuch zum hiterkultuieUen Dialog“ ent- 
haltenen Empfehlungen ftir den Bildimgsbereich. 

Die Charta des Europarats zu Demokiatieerziehimg imd 
Menschemechtsbildung wmide von den Außemihnistem 
der 47 Mitgliedstaaten m der 120. Sitzimg des Minister- 
komitees am 11. Mai 2010 als Empfelilung des Europa- 
rates angenommen. Die Charta gilt als gnmdlegendes 
pohtisches Orientiemngsdokument ziu naclihaltigen För- 
deinng der Demokiatieerziehimg und Menscheniechtsbil- 
dung ^DC/HRE). Ausgehend von EDC/HRE als Teil des 
lebenslangen Lernprozesses beziehen die Handlimgsemp- 
fehlimgen der Charta die foimelle imd die mformelle Bil- 
dung ebenso wie staatliche imd zi\ilgesellschaftliche Ak- 
teiu e mit ein. 

Der Eiuoparat imterstützte darüber hmaiis auch m diesem 
Berichtszeiti aum schulische Maßnalmien der Erinnenmg 
imd Ausemandersetzimg zum Gedenken an Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit sowie den Bereich des Lehiens 
luid Leinens von Fremdsprachen mit dem Ziel der Förde- 
nmg einer demokratischen Büigerschaft imd sozialei’ In- 
klusion. 

Anlässlich semes 15-jähi’igen Jubiläimis im Juni 2010 
fülute das Eiuopäische Fremdsprachenzentnim in Graz 
zwei Workshops diucli, auf denen die bisherige Aibeit 
evaluiert luid eine künftige Ausrichtimg auch auf die 
Sprachenpolitik gegenüber Migranten und Minderheiten 
hl Eui’opa und damit eme stärkere Verschränkimg mit der 
Sprachenabteihmg des Europarates eröiteft vnirde. 

Das Lehierfoitbildungsprogramm „Pestalozzi“ wird sich 
gemäß Beschluss des CDED hi 2010 künftig noch stärker 
an den Themen des laufenden Arbeitsprogi anmis Bildimg 
orientieren und die erfolgreiche Reihe der Emopasemi- 
nare m Bad Wildbad (Baden-Wüittemberg) fortsetzen. 

b) Kultur (CDCULT) 

Neben der Fördenmg des kultiupolitischen Informations- 
austauschs zwischen den Eiuoparats -Mitgliedstaaten 
durch das Kompendiiun-Projekt luid die „CultuieWatch- 
Europe-hiitiative“ stellten die Überarbeitung des Emo- 
päischen Übereinkommens über die Gemeinschafts- 
produktion von Khiofihnen und die Vorbereitimg emes 
erweiterten Teilabkommens zu den Kultuireiserouten 
Schweipunkte der Kidturtätigkeit des Eiuopaiates 2010 
dai'. 

Das Pilotprogramm „mterkultiuelle Städte“ wwde in Ko- 
operation mit der EU erfolgieich umgesetzt. Aus 
Deutschland beteihgen sich Berhn-Neukölhi sowie die 
EUROCITIES Städte Boim imd Köhi. 
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Der Lenkimgsausschuss fiir Kiiltiii' (CDCULT) wählte auf 
seiner Sitzung am 677. Mai 2010 die bisherige Vize-Vor- 
sitzende, Chiistine Merkel (Deutschland), zu seiner Vor- 
sitzenden für ein Jahi'. 

c) Medien (CDMC) 

Das Miiiisterkoniitee hat iin Berichtszeitiarun eine vom 
Lenkungsausschuss flu Medien imd neue Koinimuiika- 
tionsdienste (CDMC) eraibeitete Erklänmg des Minister- 
komitees zui’ erhöhten Beteiligung der Mitgliedstaaten in 
Angelegenheiten der hitemet-Vemaltimg iin Rahmen des 
Regieiiuigsbeirats (GAC) der Zentialstelle flii- die Ver- 
gabe von hitemet-Namen imd Adressen (ICANN) ange- 
nonunen. Zentral ist die Aussage, dass auch im Rahmen 
der öffentlichen Veiwaltimg des üiteniets die Menschen- 
rechte luid Giiuidfreiheiten hinieichend zu berücksichti- 
gen sind. 

Die Behandlmig des Enmaufs ziu NoveUienuig des Euro- 
päischen Übereinkommens über das grenzüberschiei- 
tende Fernsehen im CDMC ist zum Stillstand gekonunen. 
Der Entw^uf sah eine möglichst weitgehende inhaltliche 
Angleichimg des Übereinkonunens an die im Dezember 
2007 novellieite EG-Femsehiichtlinie (jetzt Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) vor. Giiuid für die Un- 
terbreclnmg der Verhandlungen wai’ ein Schreiben der 
EU-Justizkonmiissarin Reding an die VeitiagsstaateiL die 
gleiclizeitig EU-Mitgliedstaaten sind, im Oktober 2009, 


in dem eine Zeichinmg des Ändenmgsprotokolls allein 
durch diese Vertragsstaaten als ein Verstoß gegen Ge- 
meinschaftsrecht angesehen whd. Der CDMC brachte 
seine Besorgnis über den Abbruch der Verhandlimgen 
zmn Ausdnick und ersuchte den Generalsekretär’, eine 
Klärimg herbeizufühien. 

hn Bereich der geplanten Arbeiten an einem Europarats- 
Übereinkoriunen zu Leistungsschutzrechteri der Rimd- 
fimkv^eranstalter hat die Europäische Kommission bislang 
noch nicht mitgeteilt, ob sie in diesem Bereich über ein 
Verhandlimgsmaridat verfügt. Daher mussten die hrlialth- 
chen Arbeiten seitens der flii- diese Arbeiten eingerichte- 
ten Ad-hoc- Arbeitsgruppe noch zruiickgestellt w^erden. 

Der CDMC kritisierte, dass die Urnsetzimg des von den 
verantw^ortlichen Mmistera auf der 1. Eiuoparatskonfe- 
renz für Medien und neue Konuniuiikatiorisdieriste (Mai 
2009) beschlossenen Aktionsplans bislang nur wenige Er- 
gebnisse erzielen komite. Er beschloss die Einsetzimg ei- 
ner Arbeitsgruppe, lun Möghclikeiten eines effektiveren 
weiteren Vorgehens zu imtersuchen. 

In Bezug auf die Einhaltimg der Vorgaben der Informa- 
tions- und Meirnrngsfieiheit aus Artikel 10 EMRK be- 
tonte der CDMC außerdem die Notw^endigkeit, zügig 
Ressour cen zm Überwaclnmg der’ Einhaltimg dieser Vor- 
gaben durch die Mitgliedstaaten eirmuichten. Ziel ist es, 
mit Hilfe eines konstruktiven Dialogs die Einhaltimg der 
Meirnmgs- imd Pressefteiheit in Europa zu fördeni. 
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Anlagen 

Statistische Angaben zum Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit des Europarats 
für die Zeit vom 1. Januar bis zum 30. Juni 2010 

Anlage 1 

Statistische Angaben 

Das Ministeikoniitee tiat im Berichtszeitraum einmal, am 11. Mai 2010, zu seiner 120. Sitzung in Straßbiug zusam- 
men. 

Das Komitee der Ministeibeaiifhagteii traf sich im Berichtszeitiaum zu 16 ordeiithchen Sitzungen imd zu 2 Sitzimgen 
zm- ÜbenA^achuiig der Umsetzimg der Rechtssprechimg des EGMR. 

Dabei winden mi Jahie 2010 insgesamt 26 299 Tagesordinmgspimkte behandelt, davon 545 Tagesordnungspunkte in- 
nerhalb der ordentlichen Sitzimgen und 25 754 Tagesordinmgspimkte iimeihalb der Sitzungen zur Überw^achung der 
Umsetzung der Rechtssprechimg des EGMR (Das Zahleimiaterial zu den Tagesordnungspunkten ist nur jährlich ver- 
fügbar). 

Anlage 2 

Statistische Angaben 

Empfelüimgen der Paiiamentarischen Versammlimg des Europarats, zu denen das Komitee der Ministerbeauftragten 
im Berichtszeitiaum Anteorten gegeben hat: siehe hierzu Anhang 1. 

Anlage 3 

Statistische Angaben 

Deutschland imterzeiclmete im Berichtszeitiaum kein Übereinkommen. 

Das Zusatzprotokoll 14 zur EMRK hat - auch ftir Deutschland - am 1 . Juni 2010 in Kiaft. 

Informationen zu allen Konventionen und anderen Rechtsinstnunenten des Euioparats sind der Webseite des Treaty 
Office zu entnehmen: htlp://conveiitionsxoe.int/Treaty/GER/v3DefaultGER.asp 

Anlage 4 

Statistische Angaben 

hl dei’ eisten Jahr eshälfte von 2010 beantw^ortete das Komitee der Ministeibeauftr agten 12 Empfehlungen des Kongr esses 
der Gemeinden imd Regionen Europas. Der Einfachheit halber ist die Gesamthste für’ das Jaln 2010 als Anhang 2 beige- 
fügt. 

Die angenoimnen Texte sind unter folgendem Pfad im hiteriiet zu erreichen: wiAiA'.coe.int/t/congress/texts/ 
recorimiendations_en.asp?mytabsmenu=6 . 
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Anhang 1 

(zu Anlage 2) 
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noch Anhang 1 

(zu Anlage 2) 
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